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Nach wochenlangem Streit mit Polen und Ungarn konnte die deutsche Ratspräsidentschaft die
nächste drohende Katastrophe der EU gerade noch einmal vermeiden. Am Donnerstag, den 10.
Dezember 2020, einigte sich der Europäischer-Rats-Gipfel, das Treffen der europäischen Staats- und
Regierungsspitzen, auf einen Kompromiss.

Der Haushalt mit mehrjährigem Finanzrahmen für die Jahre 2021 – 2027 steht. Sein Volumen
beträgt ca. 1,1 Billionen Euro. Zusätzlich wurden ca. 750 Milliarden Euro für Corona-Hilfen
bewilligt, die besser als Umstrukturierungsfonds für erhöhte „grüne und digitale“
Wettbewerbsfähigkeit der Europäischen Union bezeichnet werden sollten. In der Frage des
Rechtsstaatsmechanismus‘ hatte die deutsche Präsidentschaft des EU-MinisterInnenrats einen für
die beiden Visegrád-Staaten akzeptablen Kompromiss durchgesetzt.

Rechtsstaatlichkeit

Polen und Ungarn wird bekanntlich seit langem vorgeworfen, Einfluss auf Justiz und Medien
auszuüben und Minderheiten zu wenig Schutz zu gewähren. Der Kompromiss sieht vor, das neue
Verfahren zur Ahndung von Verstößen gegen die Rechtsstaatlichkeit durch eine Zusatzerklärung zu
ergänzen. Darin sind die Möglichkeiten festgelegt, sich gegen die Anwendung der Regelung zu
wehren, z. B. durch eine Überprüfung seitens des Europäischen Gerichtshofs (EuGH). Außerdem soll
die Feststellung eines Verstoßes erst dann zur Kürzung von Finanzhilfen führen können, wenn klar
nachgewiesen wird, dass die Verletzung negative Auswirkungen auf die Verwendung von EU-
Geldern hat. Überdies müssen sich bei Streitfragen die Staats- und RegierungschefInnen, also der
Europäische Rat (ER), mit dem Thema beschäftigen.

Bei einer Ablehnung des Kompromisses hätte der EU ab Januar nur ein Nothaushalt zur Verfügung
gestanden und das Corona-Konjunkturprogramm ohne die beiden „Außenseiter“ organisiert werden
müssen, auf das wirtschaftlich stark leidende Länder, die gleichzeitig ein Schuldenproblem haben,
wie z. B. Frankreich, Italien, Portugal, Spanien und Belgien, angewiesen sind.

Bezüglich des von Polen und Ungarn als „Sieg“ gefeierten Kompromisses entbrannte vor dem
Gipfelbeschluss ein Zwist quer durch alle EU-Parteien und -Länder. Die KompromisslerInnen
argumentierten teils auf der Linie des deutschen Ratspräsidialvorschlags, teils schlugen sie ein
Ausklammern und eine Verlegung auf zwischenstaatliche Abkommen vor, die sich außerhalb des EU-
Verfassungsrahmen bilden sollten. Vorbilder dafür sind die Eurogruppe und die
Finanzmarktrettungsschirme.

Das gegnerische Lager setzte auf Härte gegenüber den beiden osteuropäischen Ländern. Für die
Annahme der Rechtsstaatsklauseln im Europäischen Rat hätte eine qualifizierte Mehrheit genügt,
die als sicher galt. Für Haushalt und Corona-Paket war allerdings Einstimmigkeit erforderlich und
Polen und Ungarn hätten deren Beschluss durch ihr Veto verhindern können.

Die dramatische Einschränkung bürgerlich bürgerlich-demokratischer Rechte in den beiden
osteuropäischen Ländern darf freilich nicht über die doppelte Heuchelei der restlichen EU
hinwegtäuschen. Lediglich das EU-Parlament (EP) ist vom Volk gewählt, doch ist sein Einfluss auf
die Gesetzgebung marginal. Alle übrigen Institutionen sind Bestandteile eines supranationalen
Apparatgebildes, das zudem noch vom Wohlwollen der Regierungen der Mitgliedsstaaten abhängt -
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und zwar vor allem von jenen der dominierenden imperialistischen Mächte in der EU. Zudem
bewegen sich nicht nur Ungarn und Polen, sondern faktisch alle Staaten und Institutionen auf eine
Stärkung autoritärer polizeilicher Verfolgungs- und Überwachungsorgane zu oder führen, wie
Frankreich, rassistische, anti-muslimische Gesetze ein. Von Menschenrechten ist an den
Außengrenzen erst recht nichts zu spüren.

Zweitens geht es beim Konflikt um etwas ganz anderes als die bürgerliche Demokratie, nämlich um
ein Aufbrechen des inneren Zusammenhalts, wie es sich schon im Brexit äußerte. Auf diesen
widersprüchlichen Integrations- und Auseinanderentwicklungsprozess gehen wir weiter unten ein,
indem wir seine Ursachen im Lichte der Entwicklung seit der Großen Krise 2007/2008 skizzieren.
Zuvor wollen wir aber knapp die aktuelle ökonomische Lage skizzieren, die ihrerseits die Situation
der EU vor dem Hindergrund der globalen Wirtschaftskrise verschärft.

COVID-19: Stress für die Wirtschafts- und Währungsunion

Die Herbstprognose der OECD (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung)
erwartet für die EU bis Ende 2021 ein Schrumpfen des BIP von 3 – 5 % im Vergleich zu Ende 2019,
für Großbritannien sogar 6,4 % – unter der Voraussetzung wirksamen Impfschutzes! Angesichts der
infolge von SARS-CoV-2 galoppierenden Staats-, Haushalts- und Firmenverschuldung steigt die
Gefahr eines Finanzkollapses historischen Ausmaßes.

Nach einer Erholung im 3. Quartal 2020 aufgrund von Lockerungsmaßnahmen erwartet die EU-
Kommission jetzt für die Eurozone einen Wirtschaftseinbruch von 7,8 % für das Gesamtjahr 2020,
für 2021 ein Wachstum von 4,2 % und für 2022 von 3 % (EU-Wirtschaft insgesamt: -7,4 %, + 4,1 %,
+ 3 %). Sowohl die Eurozone wie das Gebiet der Gemeinschaft werden Ende 2022 den Stand vor
Pandemieausbruch nicht erreicht haben.

Zwar konnte der Anstieg der Arbeitslosenquote insbes. durch Kurzarbeitsregelungen gedämpft
werden, doch rechnet die Kommission mit weiterem Anstieg nach Auslaufen der
Soforthilfemaßnahmen ab 2021: Für die Eurozone bzw. die EU lauten die Zahlen und Prognosen für
2019 7,5 % bzw. 6,7 %, 2020: 8,3 % bzw. 7,7 %, 2021: 9,4 % bzw. 8,6 %, 2022 8,9 % bzw. 8,0 %. Das
gesamtstaatliche Defizit wird in der Eurozone aufgrund von steigenden Sozialausgaben und
sinkenden Steuereinnahmen gegenüber 2019 massiv steigen. Damals betrug der Anteil an der
Neuverschuldung am addierten Bruttoinlandsprodukt nur 0,6 %. 2020 soll die Neuverschuldung 8,8
% des BIP betragen, 2021 6,4 % und 2022 4,7 %. Die Gesamtschuldenquote im Eurogebiet soll
gegenüber 85,9 % im Jahr 2019, 2020 auf 101,7 %, 2021 auf 102,3 % und 2022 auf 102,6 % steigen.

Das „Corona-Hilfspaket“ …

390 des 750 Mrd. Euro schweren Hilfspaketes sind als nicht rückzahlbare zusätzliche Finanzmittel
in einem Programm geplant, das sich Next Generation EU (NGEU) nennt. Dafür soll sich die EU
erstmals langfristig bis 2058 verschulden. Vorher bestand ihr Haushalt allein aus Zuweisungen der
Mitgliedsstaaten. Neben Kreditaufnahme ist auch die Einführung eigener europäischer Steuern
gedacht (auf Plastik und CO2).

Eine genauere Betrachtung zeigt, dass das Ziel der Finanzhilfen jedoch kaum in der direkten
Krisenbekämpfung liegen kann, sondern in erster Linie die internationale Wettbewerbsfähigkeit auf
dem zunehmend umkämpften Weltmarkt mittelfristig stärken soll. 2021 und 2022 dürfte gerade
einmal ein Fünftel der Mittel fließen. 218,75 Mrd. Euro, das sind 70 % der insgesamt für diesen
Zweck eingeplanten Gelder von 312,5 Mrd., sollen für die beiden Jahre nicht für die Bewältigung der
Krisenfolgen, sondern zur Milderung der strukturellen Probleme der EU-Länder auf dem
Arbeitsmarkt verwendet werden und bemessen sich an deren Arbeitslosenquoten zwischen 2015 und



2019, also Jahre vor der Corona-Krise. Die zeitliche Verteilung zwischen 2021 und 2026 ist
intransparent. Zsolt Darvas vom Think Tank Bruegel schätzt, dass 2021 10 % und 2022 13 %
ausgezahlt werden sollen.

Der Bedarf für direkte krisenbezogene Maßnahmen ist offensichtlich auch begrenzt. So haben 17
EU-Staaten im Rahmen des SURE-Programms 90 Mrd. Euro für die Unterstützung von
Kurzarbeitsregelungen beantragt. Gleichzeitig blieben 240 Mrd. zinsgünstige Darlehen des
Europäischen Stabilitätsmechanismus ESM für solche Maßregeln insbes. im Gesundheitswesen
bislang unangetastet, obwohl der Verzicht auf umfassende „Reform“auflagen bei deren
Inanspruchnahme beteuert wurde. Angesichts der Erfahrungen in der Eurokrise vor 6 Jahren
finanzieren sich viele EU-Länder lieber zu Niedrigzinsen auf dem Kapitalmarkt, als diesen
womöglich doch vergifteten Köder zu schlucken.

… und die Zukunft der Währungsunion

In den letzten Jahren hat sich die Rolle der Europäischen Zentralbank EZB deutlich verändert. Die
Grenzen zwischen Notenbank und Geschäftsbank, die sie ursprünglich strikt befolgen sollte, muss
sie immer weniger einhalten. So kann sie faule Staats- und Bankenpapiere kaufen und gleichzeitig
die Leitzinsen niedrig halten. Diese Politik des lockeren Geldes (Quantitative Easing; QE) wird
zudem flankiert von der Tatsache, dass der Euro zum ersten Mal seit Februar 2013 im Oktober 2020
den US-Dollar als internationales Zahlungsmittel wieder überholt hat. Im Finanzierungsgeschäft
bleibt dessen Rolle allerdings ungebrochen. Laut Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ)
entfielen bis Juli 2020 mehr als die Hälfte aller internationalen grenzübergreifenden Kreditgeschäfte
auf den Dollar.

Aber was passiert, wenn die Gesundheits-Krise und deren ökonomische Folgen länger als geschätzt
andauern, sei es weil zu spät, zu wenig und zu unwirksam geimpft wird? Was geschieht, wenn die
nicht durch die Pandemie bedingten wirtschaftlichen, strukturellen Ursachen mit Firmen- und
Bankenzusammenbrüchen durchschlagen? Wird die EZB QE durchhalten können, wenn der
privatkapitalistische Wirtschaftssektor nicht wieder auf eigenen Füßen steht, nachdem die
Regierungssubventionen wegfallen? Schon jetzt steht das Ausmaß der Gesamtverschuldung,
darunter auch die der Unternehmen, laut Institute of International Finance (IIF) im Vergleich zum
BIP weltweit auf einem nie dagewesenen Hoch und machte in diesem Jahr einen Rekordsprung von
320 (2019) auf 365 %. Die OECD rechnet damit, dass 30 % der Unternehmen diese Stunde der
Wahrheit nicht überleben werden. Banken werden mit Verweigerung des Kredits untereinander
reagieren sowie auf eine Erhöhung ihrer Einkommensquelle, der Zinsen, drängen müssen, wollen sie
nicht in diesen Strudel geraten. Deren Erhöhung verteuert auch die Staatsanleihen und damit die
Gefahr staatlicher Zahlungsunfähigkeit. Dieses weltwirtschaftliche Damoklesschwert schwebt
natürlich auch über der EU.

Robuster oder krisenanfälliger?

Covid-19 treibt auch Europa auseinander. Vielerorts sind die gemessenen Infektionszahlen,
allerdings auf Basis breiterer Tests, höher als im April. Die aussagekräftigere Zahl der Toten ist
sogar in der BRD mittlerweile deutlich höher. Wirtschaftlich betroffen ist insbesondere die für die
Süd- und Südostländer so wichtige Tourismusbranche. Und insbesondere Frankreich, Italien und
Spanien leiden unter einem viel schlimmeren Wirtschaftseinbruch als z. B. Deutschland. Zudem
belaufen sich die Staatsschulden dieser 3 Länder auf mehr als zusammengerechnet 6 Bio. Euro bei
einer Wirtschaftsleistung, die gerade anderthalbmal so groß wie die der BRD ausfällt.

Um die Frage der Krisenanfälligkeit beantworten zu können, betrachten wir die Entwicklung der EU
seit der letzten Krise. Anders als herkömmliche Interpretationen der Eurokrise gehen wir nicht



davon aus, dass die Zahlungsbilanzungleichgewichte in erster Linie durch zu hohe Löhne in den
Defizitländern (neoliberale Lesart) bzw. zu niedrige in den Gläubigerstaaten (die neokeynesianische)
verursacht wurden.

Dahinter steht vielmehr eine nur zum Teil durch die Lohnentwicklung bestimmte ungleiche
internationale Arbeitsteilung. Eine übergeordnete bzw. dominante Position in dieser ergibt sich aus
der Kapazität einiger weniger Produktionssysteme, komplexer Produktionsmittel, insbes. solche zur
eigenständigen Herstellung anderer Produktionsmittel (Maschinenbau, Elektrotechnik, chemische
Industrie). Als Ergebnis musste die südeuropäische Peripherie einen erheblichen Bedeutungsverlust
hinnehmen, während sich zentrale imperialistische Ökonomien wie Deutschland gerade auf eine
entwickeltere und produktivere Leistung in diesen zentralen Sektoren stützen.

Strukturreformen

Seit 2008 kam es neben dem Fokus auf Haushaltskonsolidierung, die mittlerweile eine Art
Verfassungsrang einnimmt zu einer weiteren Vertiefung der europäischen Integration, zu einer
merklichen Erweiterung der EU-Kompetenzen auf dem Feld der Arbeitsmarktpolitik. Kern ist das
Europäische Semester (ES), welches die Koordination und Überwachung der nationalen Wirtschafts-
, Fiskal-, Arbeits- und Sozialpolitiken gewährleisten soll. Damit sollen übrigens auch in die
Lohnentwicklung mit Sanktionen eingegriffen werden, falls dass ein Referenzwert von 9 %
Steigerung in 3 Jahren überschritten wird. Das ES ist neben der Troika aus EZB, IWF und EU-
Kommission sowie dem ESM ein dritter Krisenbewältigungsmechanismus.

Strukturreformen auf dem Arbeitsmarkt führten schon bisher zu einer Schwächung der Rolle der
Gewerkschaften, Abnahme der Tarifbindung, Verbetrieblichung der Lohnentwicklung, Anstieg
prekärer Arbeitsverhältnisse und unfreiwilliger Teilzeitbeschäftigung. Trotz des Aufschwungs in den
meisten EU-Ländern nach der letzten Krise und steigender Beschäftigung kam es zu einer
Verlangsamung des Lohnwachstums. Hierbei stieg die Zahl atypischer Beschäftigung und Leiharbeit
ab 2010 bzw. 2014 wieder an.

Die verheerenden Auswirkungen waren in den Ländern am größten, die Kredite aus dem
Rettungsschirm ziehen mussten. Die Zahlungsbilanzungleichgewichte der südeuropäischen Länder
sanken infolge des austeritätspolitisch induzierten Rückgangs der Importe, der selbst aus dem
Rückgang der effektiven Kaufkraft resultierte. Dies hat offenkundig nichts mit einer Verbesserung
ihrer internationalen Wettbewerbsposition zu tun. Die wachsenden Exporte aus der Peripherie
dürfen nicht als Abbau tiefer Ungleichgewichte interpretiert werden. Vielmehr spricht der Einbruch
der Industrieproduktion für eine weitere Erosion ihrer Produktionsstrukturen. Ganz anders dagegen
die Entwicklung z. B. in Deutschland und Österreich. Diese Polarisierung innerhalb der
europäischen Arbeitsteilung führte zu einer Abnahme der Bedeutung Südeuropas als Absatzmarkt
für deutsche Exporte. Die BRD fährt seit 2012 einen größeren Außenhandelsüberschuss gegenüber
dem Rest der Welt, v. a. den sog. Schwellenländern, als gegenüber der Eurozone ein.

Ökonomische Verschiebung

Der zweite Faktor, der die aktuelle Position Merkels und der Bundesrepublik im Haushaltskonflikt
erklärt, ist die gegenläufige Entwicklung in den Visegrád-Ländern (Polen, Slowakei, Tschechische
Republik, Ungarn). Die Industrieproduktion entwickelte sich dort noch geschwinder als in
Deutschland und Österreich und stieg um mehr als ein Drittel gegenüber dem Vorkrisenniveau.
Auch der Anteil der Bereiche Maschinen- und Fahrzeugbau, Elektrotechnik und Chemie nahm zu von
57 auf 59,6 %, am deutlichsten in der Slowakei. Mit Ausnahme Polens wurden diese
Volkswirtschaften allerdings immer tiefer in das deutsche Produktionssystem integriert, zu
verlängerten Werkbänken.



Politisch bedeutet dies eine relative Schwächung Südeuropas und folglich eine wachsende
Asymmetrie in der für den bisherigen Integrationsprozess konstitutiven Achse Berlin – Paris und
eine Gewichtsverlagerung von Süden nach Osten. Zugleich erleben wir in Osteuropa einen
widersprüchlichen Prozess. Die wachsende ökonomische Dominanz des deutschen Kapitals geht mit
politischen Konflikten Deutschlands (und der EU) mit den Regierungen dieser Staaten einher, die
sich aus verschiedenen Quellen – nicht zuletzt auch – dem Agieren imperialistischer Konkurrenz
speist. Andererseits setzt die wachsende ökonomische Abhängigkeit der Region der Zuspitzung des
Konflikts Grenzen und erklärt auch das größere Interesse Deutschlands an Kompromissen selbst mit
den polnischen und ungarischen Regierungen.

Italien: neues Zentrum der Widersprüche?

Italien nimmt in der Hierarchie der innereuropäischen Arbeitsteilung eine Zwischenposition
zwischen Deutschland und der Peripherie in Süd- und Osteuropa ein. Seit den Umbrüchen der
1990er Jahre und dem Aufstieg Chinas zur imperialistischen Macht haben sich die
Konkurrenzbedingungen gravierend geändert. Mit Wegfall der Abwertungsmöglichkeiten durch die
Einführung des Euro geriet die italienische Industrie aufgrund ihres Spezialisierungsprofils unter
verstärkten Kostensenkungsdruck. Hatte das Land einst ein außergewöhnlich hohes Niveau
industrieller Beschäftigung ähnlich der BRD aufrechterhalten können, scheint sich ein Trend zur
teilweisen Deindustrialisierung durchzusetzen.

Es ist also zu erwarten, dass Italien zum Herd eines künftigen Schwelbrands in der EU werden wird.
Die aktuelle EU-Haushaltspolitik der Großen Koalition in der BRD und ihre vergleichsweise
versöhnlerische Haltung gegenüber Polen und Ungarn reflektieren auch eine Veränderung der
Ökonomie des Kontinents. Die explosive Vertiefung der Krise in Italien würden die EU und ihre
Führungsmacht vor noch größere Herausforderungen stellen.

Düstere Aussichten

Obwohl die Haushaltskrise letztlich in einem vom deutschen Imperialismus vermittelten Kompromiss
endete, verdeutlichte das Gezerre, das innerhalb der führenden Kreise der EU und innerhalb ihrer
dominierenden Mächte, allen von in Deutschland, auch ein Konflikt über die zukünftige Europa-
Strategie stattfindet. Sollen „abweichende“ kleinere Staaten oder Staatengruppen weiter taktisch
eingebunden werden oder sollen die EU und die Eurozone zu einem zentralisierten, ökonomisch und
politische einheitlicheren Staatenblock unter deutscher bzw. deutsch-französischer Führung
geschmiedet werden.

Zugleich droht das größer gewordene wirtschaftliche Gefälle zwischen Norden und Süden in der EU
den Zusammenhalt der Union weiter zu unterminieren. In Anbetracht einer herannahenden Krise in
einem seit dem Zweiten Weltkrieg nicht gekannten Ausmaß ist es äußerst unwahrscheinlich, dass
Länder wie Österreich, die Niederlande, Finnland und Schweden, aber auch Teile des BRD-Kapitals
solidarisch die Krisenlasten mit den kränkelnden Volkswirtschaften teilen. Der deutsche und der
französische Imperialismus stehen somit vor schwer unlösbaren Herausforderungen angesichts der
globalen Krise und der Konkurrenz durch China und die USA.

Der französische Imperialismus unter Macron versucht sich als als Vorreiter europäischer
„Eigenständigkeit“ zu präsentieren. Angesichts der Schwächen der französischen Wirtschaft und der
inneren politischen Krisen Frankreichs verbrauchen sich die meisten seiner Initiativen fast so
schnell, wie sie in die Welt gesetzt wurden. Der deutsche Imperialismus setzt mit Merkel und von
der Leyen zumindest der Form nach auf Ausgleich und Kompromiss – doch die Zeit läuft ihnen
angesichts einer krisengeschüttelten Europäischen Union und  immer tieferer Widersprüche davon.



Härtere Gangart

Die Drohungen gegenüber Ungarn und Polen im Haushaltsstreit signalisierten, dass auch die
Führung der EU-Kommission und Teile des deutschen Imperialismus erwägen, eine härtere Gangart
gegenüber „abweichenden“ Mitgliedern der EU einzuschlagen. Im Haushaltsstreit hätte er mit einer
„kompromisslosen“ Haltung letztlich aber mehr verloren und gewonnen. Die Dauer und Härte des
Konflikts zeigen freilich, welche weit größeren uns noch bevorstehen, wenn die gegenwärtige Krise
entscheidende Volkswirtschaften der EU – wie z. B. Italien – an den Rand des Bankrotts treiben
sollte.


